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Muss Probearbeit angemeldet werden?
Im Zuge von Betriebskontrollen werden immer wieder Perso-
nen aufgegriffen, die Probearbeit verrichten, jedoch nicht in 
der Sozialversicherung angemeldet sind. 

Dabei sind auch Probearbeiter stets vor Tätigkeitsbeginn ver-
pflichtend in der Sozialversicherung anzumelden, sofern die 
Tätigkeit die Kriterien eines echten Dienstverhältnisses erfüllt.

Anmeldepflicht einer Probearbeit

Folgend der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungs-
gerichtshofes (VwGH) gilt auch eine zur Probe verrichtete 
Arbeit als ein sozialversicherungspflichtiges Dienstverhältnis, 
sodass auch in diesen Fällen verpflichtend eine Anmeldung vor 
Arbeitsbeginn bei der ÖGK zu erfolgen hat. 
Dies gilt auch in jenen Fällen, wo eine Weiterbeschäftigung 
vom Ergebnis dieser Erprobung abhängig gemacht wird. 

Wird im Falle von Probearbeit eine Anmeldung unterlassen, so 
kann dies zu erheblichen Nachzahlungen und Strafen für die 
Arbeitgeberin bzw. den Arbeitgeber führen. 

Zudem bestehen für den Arbeitgeber umfassende finanzielle 
und strafrechtliche Risiken, wenn ein Arbeitsunfall eintritt und 
der Arbeitnehmer nicht ordnungsgemäß angemeldet wurde.

Ausnahme Schnupperlehre

Schüler, welche zur Berufsorientierung eine Schnupperlehre 
absolvieren, müssen hingegen nicht angemeldet werden. Die 
Schüler sind während ihrer Schnupperlehre in der gesetzlichen 
Unfallversicherung für Schülerinnen und Schüler versichert. 

Ein echtes Dienstverhältnis liegt hier nicht vor. Voraussetzung 
ist allerdings, dass keine produktive Arbeit erfolgt, keine fixen 
Arbeitszeiten gelten und keine Eingliederung in den Betrieb 
stattfindet.

Praxistipp: Um im Falle einer Überprüfung die Schnupperlehre 
einfach nachweisen zu können, sollten sich Arbeitgeber in der-
artigen Fällen stets von der Schule eine schriftliche Bestäti-
gung über das Vorliegen eines berufsorientierten Schulprakti-
kums ausstellen lassen. 

NEWS
Steuer

www.schmollmueller-partner.at		�   T: +43 (0) 7942 75055-150



AUGUST 20262

Ende April 2026 hat die österreichische Bundesregierung erst-
mals die Eckpunkte des Doppelbudgets für die Jahre 2027 und 
2028 präsentiert. Der nunmehr vorliegende Gesetzesentwurf 
sieht zahlreiche Anpassungen im Steuer-, Sozial- und Arbeits-
recht vor. Ein Auszug der wesentlichen Maßnahmen zeigt nach-
folgende Änderungen.

Bereich Unternehmens- und Kapitalbesteuerung

Progressive Staffelung der Körperschaftsteuer für Gewinne 
über € 1 Mio.:

Um große und profitable Unternehmen stärker an der Budget-
konsolidierung zu beteiligen, werden Gewinne über € 1 Mio. 
künftig mit 24 % anstelle der sonst anwendbaren 23 % besteu-
ert. Die erhöhte Körperschaftsteuer gilt auch in der Unterneh-
mensgruppe (Gruppeneinkommen) und ist erstmals auf Wirt-
schaftsjahre anzuwenden, die nach dem 31.12.2027 begin-
nen. Die Regelung findet keine Anwendung auf Körperschaften 
öffentlichen Rechts sowie gemeinnützige Rechtsträger. 

Gesellschafterverrechnungskonto:

Offene Forderungen einer Gesellschaft gegenüber einer natür-
lichen Person als Gesellschafter auf dem Gesellschafterverrech-
nungskonto sollen bis zum Bilanzstichtag entweder ausgegli-
chen oder in ein fremdübliches Darlehen (u. a. Rückzahlungs-
modalitäten, Verzinsung, Besicherung) umgewandelt werden 
müssen. Wird die Forderung auf dem Gesellschafterverrech-
nungskonto nicht ausgeglichen oder in ein fremdüblich ver-
zinstes Darlehen umgewandelt, so gelten die offenen Beträge 
mit dem Folgetag des Bilanzstichtages als offen ausgeschüt-
tet und unterliegen damit der Kapitalertragsteuer. Beträgt 
die Beteiligung des Gesellschafters am Bilanzstichtag mindes-
tens 10 % gilt dies nur soweit, als der offene Forderungsbetrag 
€ 50.000,00 übersteigt. Die Regelung ist erstmals anwendbar 
auf Wirtschaftsjahre, die im Kalenderjahr 2027 enden.

Aussetzung des investitionsbedingten Gewinnfreibetrages für 
Wertpapieranschaffungen:

Für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31.12.2026 und vor dem 
1.1.2030 beginnen, wird der Kreis der begünstigten Wirt-
schaftsgüter ausschließlich auf Realinvestitionen eingeschränkt. 
Damit können in diesem Zeitraum keine begünstigten Wertpa-
pieranschaffungen mehr für den investitionsbedingten Gewinn-
freibetrag herangezogen werden. Wertpapierersatzbeschaffun-
gen bleiben möglich.

Verlängerung der erhöhten Bankenabgabe:

Verlängerung der erhöhten Bankenabgabe um weitere drei 
Jahre. 

Bereich Dienstnehmer und Familienleistungen

Familienleistungen:

Durch eine Neufassung der maßgeblichen Bestimmung im Ein-
kommensteuergesetz werden die bisherigen Aufteilungsmög-
lichkeiten beim Familienbonus zwischen den Anspruchsbe-
rechtigten ab 2027 neu geregelt. Für Kinder, welche älter als 

4 Jahre sind, ist eine Aufteilung zwischen den Anspruchsbe-
rechtigten zwingend im Ausmaß 75:25 oder 50:50 zu wählen. 
Diese zwingende Aufteilung des Familienbonus Plus soll einen 
Anreiz schaffen, dass beide Elternteile künftig eine Berufstätig-
keit ausüben. Zudem wird die Valorisierung des Kinderabsetz-
betrages, der Familienbeihilfe, des Mehrkindzuschlags, des Kin-
derbetreuungsgeldes und des Familienzeitbonus im Kalender-
jahr 2028 ausgesetzt.

Abschaffung Telearbeitspauschale und Arbeitsplatzpauschale:

Das Telearbeitspauschale (aktuell € 3,00 pro Tag und maxi-
mal € 300,00 pro Jahr) wird für nach dem 31.12.2026 begin-
nende Wirtschaftsjahre ersatzlos gestrichen. Dies gilt auch für 
das Arbeitsplatzpauschale, welches ab dem kommenden Jahr 
ebenfalls ersatzlos gestrichen wird.

Anhebung der SV-Höchstbeitragsgrundlage:

Die SV-Höchstbemessungsgrundlage wird in den Jahren 2027 
(um € 5,00) und 2028 (um € 1,67) außerordentlich, über die 
normale Anpassung hinaus erhöht.

Senkung der Lohnnebenkosten:

Der Beitrag zum Familienlastenausgleichsfonds (FLAF) wird ab 
2028 von derzeit 3,7 % auf 2,7 % sinken. Gleichzeitig entfällt ab 
1.1.2028 die Befreiung von der Dienstgeberbeitragspflicht für 
Personen, die das 60. Lebensjahr vollendet haben.

Vermögensbesteuerung

Änderungen bei der Immobilienertragsteuer:

Auch im Bereich der Immobilienertragsteuer kommt es zu 
Änderungen. Betroffen sind sogenannte "Altgrundstücke", 
also Grundstücke (der Begriff umfasst auch darauf befindli-
che Gebäude), die vor dem 31.3.2002 angeschafft wurden. Bis 
dato konnten bei der Veräußerung von Altgrundstücken pau-
schal 86 % des Verkaufserlöses als Anschaffungskosten ange-
setzt werden. Ab 1.1.2027 sind es nur noch 80 % (pauschale 
Anschaffungskosten), woraus eine um 1,8 % erhöhte Steuerlast 
resultiert. Auch die pauschale Besteuerung von umgewidmeten 
Grundstücken des Altvermögens wird erhöht.

Betrugsbekämpfung

Weiters sind neue Maßnahmen zur Bekämpfung von Abgaben-
betrug und Missbrauch vorgesehen. Die finale Gesetzwerdung 
war bei Redaktionsschluss noch abzuwarten. 
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Verlagert eine in Österreich ansässige natürliche Person ihren 
Wohnsitz von Österreich weg ins Ausland, so verliert Öster-
reich das Besteuerungsrecht an den entstandenen Wertzu-
wächsen von im Privatvermögen gehaltenem Kapitalvermö-
gen (z. B. Aktien). Um einen Verlust von Besteuerungssubstrat 
im Wegzugsfall weitestgehend auszuschließen, sieht Öster-
reich auch im privaten Bereich eine Wegzugsbesteuerung im 
Zusammenhang mit Kapitalvermögen vor. Dabei wird im Zeit-
punkt des Wegzugs ein Veräußerungsvorgang fingiert und die 
fiktiven Veräußerungsgewinne (stille Reserven) werden der 
Kapitalertragsteuer unterworfen.
 
Erfolgt ein Wegzug in einen EU/EWR-Staat, so besteht die 
Möglichkeit, die anfallende Steuer per Antrag nichtfestzu-
setzen. Die Abgabenschuld wird in der Folge erst dann fällig, 
wenn eine tatsächliche Realisierung stattfindet. 

Neue Meldepflichten

Um über etwaige Verkäufe bzw. sonstige die Steuerpflicht 
auslösende Vorgänge laufend informiert zu sein, wurde mit 
1.7.2026 eine neue Meldepflicht im Zusammenhang mit der 
Wegzugsteuerbesteuerung im privaten Bereich geschaffen. 
Im Zuge dieser hat der Steuerpflichtige dem österreichischen 
Finanzamt jährlich mitzuteilen, dass hinsichtlich einer noch 
nicht festgesetzten Steuerschuld noch kein die Festsetzung 
auslösendes Ereignis (z. B. Verkauf der Wertpapiere) eingetre-
ten ist, wenn die anlässlich des Wegzugs bzw. der unentgelt-
lichen Übertragung ermittelten Einkünfte insgesamt mehr als 
€ 100.000,00 betragen. 

Der Nachweis ist schriftlich oder via FinanzOnline bis zum 
31. Dezember des Folgejahres zu erbringen. Wird die jährliche 

Nachweispflicht nicht oder nicht rechtzeitig erfüllt, so stellt 
dies eine fiktive Veräußerung dar und die nicht festgesetzte 
Steuer wird sofort fällig.

Für nach dem 31.12.2005 aber vor dem 1.7.2026 erfolgte Nicht-
festsetzungen einer Abgabenschuld von über € 100.000,00 ist 
eine einmalige Nachweispflicht vorgesehen. 

Der Nachweis ist hier vom Steuerpflichtigen bis spätestens 
31.12.2026 schriftlich oder via FinanzOnline an das zustän-
dige Finanzamt zu erbringen. 
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Verschärfungen bei der Wegzugsbesteuerung im privaten 
Bereich

Die Abgrenzung zwischen Instandsetzungs- und Instand-
haltungsaufwand ist von zentraler Bedeutung für die steu-
erliche Behandlung von Gebäudeaufwendungen im Rahmen 
der Vermietung und Verpachtung. 

Während Instandhaltungsaufwendungen steuerlich sofort 
abzugsfähig sind, sind Instandsetzungsarbeiten über 15 
Jahre verteilt abzuschreiben. Im Rahmen des Einkommen-
steuerrichtlinien-Wartungserlasses 2026 finden sich neue 
Aussagen zur Abgrenzung zwischen beiden Aufwandsar-
ten.

NEUE KLARSTELLUNG IN DEN EINKOMMENSTEUER-
RICHTLINIEN

Zur Vornahme der Abgrenzung treffen die Einkommensteu-
errichtlinien in der neuen Randziffer 6458a die Aussage, dass 
grundsätzlich eine Trennung zwischen Instandhaltungs- und 
Instandsetzungsaufwand zu erfolgen hat. Ist der Instandhal-
tungsaufwand jedoch durch den Instandsetzungsaufwand 
bedingt, liegt insgesamt Instandsetzungsaufwand vor.

Beispiel:

Bei einem Gebäude werden mehr als 25 % der Fenster 
getauscht und infolge dieser Maßnahme müssen die 
Wände in diesen Räumen ausgemalt werden. Es liegt ins-
gesamt Instandsetzungsaufwand vor. 

Wäre der Instandhaltungsaufwand jedoch auch ohne 
Instandsetzungsaufwand notwendig gewesen, sind die 
Aufwendungen jeweils getrennt zu beurteilen.

Beispiel:

Die Fassade eines Gebäudes muss neu gestrichen wer-
den. Bei dem Gebäude werden mehr als 25 % der Fenster 
getauscht und es wird die Fassade gestrichen. Der Fens-
tertausch ist Instandsetzungsaufwand, der Anstrich der 
Fassade ist nicht durch den Fenstertausch bedingt und 
daher (sofort abzugsfähiger) Instandhaltungsaufwand.

 

ABGRENZUNG INSTANDSETZUNGS- UND INSTANDHALTUNGSAUFWAND

AUGUST 20262

Ende April 2026 hat die österreichische Bundesregierung erst-
mals die Eckpunkte des Doppelbudgets für die Jahre 2027 und 
2028 präsentiert. Der nunmehr vorliegende Gesetzesentwurf 
sieht zahlreiche Anpassungen im Steuer-, Sozial- und Arbeits-
recht vor. Ein Auszug der wesentlichen Maßnahmen zeigt nach-
folgende Änderungen.

Bereich Unternehmens- und Kapitalbesteuerung

Progressive Staffelung der Körperschaftsteuer für Gewinne 
über € 1 Mio.:

Um große und profitable Unternehmen stärker an der Budget-
konsolidierung zu beteiligen, werden Gewinne über € 1 Mio. 
künftig mit 24 % anstelle der sonst anwendbaren 23 % besteu-
ert. Die erhöhte Körperschaftsteuer gilt auch in der Unterneh-
mensgruppe (Gruppeneinkommen) und ist erstmals auf Wirt-
schaftsjahre anzuwenden, die nach dem 31.12.2027 begin-
nen. Die Regelung findet keine Anwendung auf Körperschaften 
öffentlichen Rechts sowie gemeinnützige Rechtsträger. 

Gesellschafterverrechnungskonto:

Offene Forderungen einer Gesellschaft gegenüber einer natür-
lichen Person als Gesellschafter auf dem Gesellschafterverrech-
nungskonto sollen bis zum Bilanzstichtag entweder ausgegli-
chen oder in ein fremdübliches Darlehen (u. a. Rückzahlungs-
modalitäten, Verzinsung, Besicherung) umgewandelt werden 
müssen. Wird die Forderung auf dem Gesellschafterverrech-
nungskonto nicht ausgeglichen oder in ein fremdüblich ver-
zinstes Darlehen umgewandelt, so gelten die offenen Beträge 
mit dem Folgetag des Bilanzstichtages als offen ausgeschüt-
tet und unterliegen damit der Kapitalertragsteuer. Beträgt 
die Beteiligung des Gesellschafters am Bilanzstichtag mindes-
tens 10 % gilt dies nur soweit, als der offene Forderungsbetrag 
€ 50.000,00 übersteigt. Die Regelung ist erstmals anwendbar 
auf Wirtschaftsjahre, die im Kalenderjahr 2027 enden.

Aussetzung des investitionsbedingten Gewinnfreibetrages für 
Wertpapieranschaffungen:

Für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31.12.2026 und vor dem 
1.1.2030 beginnen, wird der Kreis der begünstigten Wirt-
schaftsgüter ausschließlich auf Realinvestitionen eingeschränkt. 
Damit können in diesem Zeitraum keine begünstigten Wertpa-
pieranschaffungen mehr für den investitionsbedingten Gewinn-
freibetrag herangezogen werden. Wertpapierersatzbeschaffun-
gen bleiben möglich.

Verlängerung der erhöhten Bankenabgabe:

Verlängerung der erhöhten Bankenabgabe um weitere drei 
Jahre. 

Bereich Dienstnehmer und Familienleistungen

Familienleistungen:

Durch eine Neufassung der maßgeblichen Bestimmung im Ein-
kommensteuergesetz werden die bisherigen Aufteilungsmög-
lichkeiten beim Familienbonus zwischen den Anspruchsbe-
rechtigten ab 2027 neu geregelt. Für Kinder, welche älter als 

4 Jahre sind, ist eine Aufteilung zwischen den Anspruchsbe-
rechtigten zwingend im Ausmaß 75:25 oder 50:50 zu wählen. 
Diese zwingende Aufteilung des Familienbonus Plus soll einen 
Anreiz schaffen, dass beide Elternteile künftig eine Berufstätig-
keit ausüben. Zudem wird die Valorisierung des Kinderabsetz-
betrages, der Familienbeihilfe, des Mehrkindzuschlags, des Kin-
derbetreuungsgeldes und des Familienzeitbonus im Kalender-
jahr 2028 ausgesetzt.

Abschaffung Telearbeitspauschale und Arbeitsplatzpauschale:

Das Telearbeitspauschale (aktuell € 3,00 pro Tag und maxi-
mal € 300,00 pro Jahr) wird für nach dem 31.12.2026 begin-
nende Wirtschaftsjahre ersatzlos gestrichen. Dies gilt auch für 
das Arbeitsplatzpauschale, welches ab dem kommenden Jahr 
ebenfalls ersatzlos gestrichen wird.

Anhebung der SV-Höchstbeitragsgrundlage:

Die SV-Höchstbemessungsgrundlage wird in den Jahren 2027 
(um € 5,00) und 2028 (um € 1,67) außerordentlich, über die 
normale Anpassung hinaus erhöht.

Senkung der Lohnnebenkosten:

Der Beitrag zum Familienlastenausgleichsfonds (FLAF) wird ab 
2028 von derzeit 3,7 % auf 2,7 % sinken. Gleichzeitig entfällt ab 
1.1.2028 die Befreiung von der Dienstgeberbeitragspflicht für 
Personen, die das 60. Lebensjahr vollendet haben.

Vermögensbesteuerung

Änderungen bei der Immobilienertragsteuer:

Auch im Bereich der Immobilienertragsteuer kommt es zu 
Änderungen. Betroffen sind sogenannte "Altgrundstücke", 
also Grundstücke (der Begriff umfasst auch darauf befindli-
che Gebäude), die vor dem 31.3.2002 angeschafft wurden. Bis 
dato konnten bei der Veräußerung von Altgrundstücken pau-
schal 86 % des Verkaufserlöses als Anschaffungskosten ange-
setzt werden. Ab 1.1.2027 sind es nur noch 80 % (pauschale 
Anschaffungskosten), woraus eine um 1,8 % erhöhte Steuerlast 
resultiert. Auch die pauschale Besteuerung von umgewidmeten 
Grundstücken des Altvermögens wird erhöht.

Betrugsbekämpfung

Weiters sind neue Maßnahmen zur Bekämpfung von Abgaben-
betrug und Missbrauch vorgesehen. Die finale Gesetzwerdung 
war bei Redaktionsschluss noch abzuwarten. 

© Generative AI – stock.adobe.com

Doppelbudget 2027/28 – Viel Belastung bei wenig 
Entlastung

www.schmollmueller-partner.at



Stand: 26.06.2026

AUGUST 20264

Die Normverbrauchsabgabe (NoVA) ist eine einmalige 
Steuer beim Autokauf in Österreich. Sie wird beim Kauf 
von Neuwagen, bei deren Einfuhr oder der ersten Zulas-
sung fällig. 
Ausnahmen von der NoVA-Pflicht bestehen für 
bestimmte Fahrzeuge wie E-Fahrzeuge oder Nutzfahr-
zeuge. Wurde die NoVA im Inland entrichtet und wird das 
Fahrzeug dauerhaft ins Ausland geliefert oder verbracht, 
so kann diese unter bestimmten Voraussetzungen wieder 
anteilig rückvergütet werden.

NEUREGELUNG DER RÜCKVERGÜTUNG SEIT 1.7.2026
Seit 1.7.2026 ist eine NoVA-Rückvergütung zwar weiter-
hin möglich, diese wurde aber deutlich eingeschränkt. So 
ist eine NoVA-Rückvergütung nur noch dann möglich, 
wenn das Fahrzeug im Inland lediglich vorübergehend 
verwendet wurde. 
Als vorübergehende Verwendung gilt eine ununterbro-
chene Zulassung im Inland innerhalb eines Zeitraums von 
höchstens 48 Monaten ab der erstmaligen Zulassung. Bei 
Fahrzeugen, welche länger als 48 Monate im Inland zuge-
lassen waren, erlischt der Anspruch auf eine Rückvergü-
tung der NoVA vollständig. 

Wird ein Fahrzeug höchstens 48 Monate einer im Inland 
ansässigen Person von einer anderen Person (z. B. Lea-
singgeber) aus einem anderen EU- oder EWR-Staat über-
lassen, erstmalig im Inland zugelassen und bloß vorüber-
gehend verwendet, so kann die NoVA bereits zu Beginn 
nur anteilig entsprechend der tatsächlichen Verwen-
dungsdauer entrichtet werden. 

ÄNDERUNGEN BEI DER NOVA-RÜCKVER-
GÜTUNG SEIT 1.7.2026

Neue Funktionen in der Bür-
gerservice-App ID Austria
Die Bürgerservice-App ID Austria hat mit Juli 2026 umfassende 
neue Funktionen erhalten, wodurch der Zugang zur digitalen 
Verwaltung für Bürgerinnen und Bürger weiter vereinfacht 
werden soll. Die aktualisierte App bietet nunmehr nachfol-
gende neue Services:

Mobile Vertretungsfunktion

Die aktualisierte ID Austria App unterstützt ab sofort die 
mobile Nutzung von Vollmachten. Nutzer können sich damit 
erstmals mobil in Vertretung einer anderen Person bei digita-
len Services anmelden. Das erleichtert Verwaltungswege etwa 
für Familien, Angehörige, Unternehmen und berufliche Ver-
tretungen.

Direkte Anbindung eAusweise

Die digitale Ausweisapp „eAusweise" ist nunmehr direkt vom 
Startbildschirm von ID Austria aus erreichbar. Zentrale digitale 
Identitäts- und Ausweisfunktionen werden damit noch einfa-
cher zugänglich. So gelangt man nunmehr direkt zu digitalen 
Ausweisen wie dem Führerschein, dem Zulassungsschein oder 
aber auch zum Studierendenausweis.

KI-Assistent „ida“

Ab Ende Juli 2026 steht mit "ida" – der intelligenten digitalen 
Assistenz – zudem ein KI-basierter Chatbot in der ID Austria 
zur Verfügung. "ida" beantwortet unter anderem Fragen zu 
digitalen Services, zur ID Austria, zu Wohnsitzangelegenheiten 
und soll als erster Ansprechpartner dienen. "ida" greift im Zuge 
der Kommunikation ausschließlich auf verifizierte Inhalte von 
oesterreich.gv.at und id-austria.gv.at zu und liefert damit ver-
lässliche, aktuelle und qualitätsgesicherte Antworten.
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VERBRAUCHERPREISINDIZES
Monat Jahres- 

inflation %
VPI 2020 
(2020=100)

VPI 2015 
(2015=100)

Juni 2026 3,2 132,2 143,0

Mai 2026 3,7 132,2 143,0

April 2026 3,4 132,0 142,9

Fälligkeitsdatum 17. August 2026

USt, NoVA, WerbeAbg  für Juni 

L, DB, DZ, ÖGK, KommSt für Juli

Kammerumlage, Kfz-Steuer  für II. Quartal 2026

ESt- und KÖSt-Vorauszahlung  für III. Quartal 2026
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